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Vorwort der Herausgeber

Mit der Hayek-Schriftenreihe zum Klassischen Liberalismus sollen einschlä-
gige Schriften, die in der Tradition des Klassischen Liberalismus und in geistiger 
Nähe zu Friedrich August von Hayek stehen, einer deutschsprachigen Leserschaft 
nähergebracht werden. Zu diesem Zweck werden Schlüsselwerke bedeutender Au-
toren übersetzt und in deutscher Erstausgabe herausgegeben. Gleichwohl ist die 
Schriftenreihe nicht auf Übersetzungen beschränkt, sondern auch offen für Ar-
beiten gegenwärtiger Autoren, die sich der Schule des Klassischen Liberalismus 
und dem freiheitlichen Denken Hayeks eng verbunden fühlen. Auf den Autor des 
zweiten Bandes trifft beides zu. 

Der Staat ist eine Abhandlung zu Grundfragen der modernen politischen The-
orie, für die der Autor, Anthony de Jasay, eine ungewöhnliche Perspektive wählt: 
die des Staates. Es ist üblich (auch im Klassischen Liberalismus), den Staat als ein 
Instrument zu sehen, das den Menschen dazu dienen soll, gemeinsame Ziele zu 
verfolgen. Das weiß auch der Autor. Was aber, so Jasay, wenn wir einmal anneh-
men, der Staat hätte einen eigenen Willen und eigene Ziele? Zur Beantwortung 
dieser Frage erkundet Jasay die systematische und historische Entwicklung, die 
der Staat von seinen Anfängen bis in die Gegenwart hinein genommen hat; vom 
bescheidenen Minimalstaat, der Leben und Eigentum sichert, bis hin zum vielbe-
schäftigten Verführer demokratischer Mehrheiten.

Anthony de Jasay wurde 1925 in Ungarn geboren, wo er seine Kindheit und Ju-
gend verbrachte. Mit 23 Jahren emigrierte er nach Australien, studierte dort Öko-
nomie und ging Mitte der 50er Jahre als Research Fellow ans britische Nuffield 
College in Oxford. Von 1962 bis 1979 lebte Jasay als Investmentbanker in Paris. 
Danach zog er als Privatgelehrter in die Normandie. The State war sein erstes Buch 
(1985). Es folgten zahlreiche andere Werke, zuletzt eine mehrbändige Ausgabe sei-
ner kleinen Schriften. Von seinen Büchern wurde bislang nur Choice, Contract, 
Consent ins Deutsche übersetzt (Liberalismus neu gefaßt, 1995). 

Nach Der ökonomische Blickwinkel von Israel Kirzner ist Der Staat der zweite 
Band der Reihe. Weitere Bände anderer Autoren sind bereits in Planung und sollen 
im Jahresrhythmus erscheinen, darunter Mensch versus Staat von Herbert Spencer. 
Die Hayek-Schriftenreihe zum Klassischen Liberalismus wird unterstützt von der 
Friedrich August von Hayek-Stiftung, Berlin.

Prof. Dr. Hardy Bouillon Prof. Dr. Gerd Habermann Prof. Dr. Erich Weede
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1986, kurz nachdem The State erschienen war, lud kein geringerer als James 
Buchanan den in der Fachwelt praktisch unbekannten Anthony de Jasay nach Vir-
ginia zu einem Vortrag ein. Mit dieser Einladung hatte er maßgeblichen Anteil 
daran, dass Jasay in die Liga liberaler Denker aufstieg, in die er gehörte. Um es 
in Buchanans Worten zu sagen: „Durch seine Rückkehr in die Welt der Ideen hat 
Anthony de Jasay einiges bewirkt … und ich bin persönlich stolz auf die kleine 
Rolle, die ich bei dieser Rückkehr gespielt habe.“1 Was genau Jasay in der Welt 
der Ideen bewirkt hat, kann man noch nicht abschließend sagen. Und auch worauf 
diese Wirkung zurückgeführt werden kann, steht noch nicht fest. Aber es dürfte 
nicht unmaßgeblich mit der originellen Herangehensweise zusammenhängen, mit 
der Jasay die klassischen Themen der politischen Philosophie erörtert. Er nimmt 
sich dieser Themen an, indem er dem Staat einen eigenen Willen und eigene Ziele 
unterstellt. „Eine gelungene Staatstheorie sollte nicht auf die unbegründete An-
nahme setzen, dass der Staat irgendeinem anderen Interesse dienlich sei als dem 
eigenen. Sie sollte in der Lage sein, die Rolle des Staates in der politischen Theorie 
im Sinne jener Interessen des Staates zu erklären, die mit den Interessen Anderer 
interagieren, konkurrieren, konfligieren und auf dieselben in gebührender Weise 
ausgerichtet sind,“ so Jasay.

Jasay geht es um den Staat, nicht um dessen Teile und die Individuen, die in 
ihnen wirken. Letztere ignoriert er nicht, aber er blendet sie aus, stellt sie zurück. 
Etablierte Distinktionen, wie z. B. die zwischen Staat und Regierung, treten in den 
Hintergrund. Es geht nicht um Regierung und Opposition, sondern um Staat und 
Opposition. „Der aktuelle Machtinhaber ist der Staat. Wenn ein anderer Konkur-
rent das Amt erhält, dann wird er der Staat.“ 

Eine andere Distinktion, die in den Hintergrund tritt, ist die von Bürger und Un-
tertan. Beide haben Interessen, die nicht die Interessen des Staates sind. Angesichts 
dessen sind die sonstigen Unterschiede zwischen Bürger und Untertan von unter-
geordneter Bedeutung. Jasay spricht durchgehend von „subject“. Dieser Terminus 
wurde – vor allem mit Rücksicht auf die jeweiligen historischen Kontexte – mal mit 
„Bürger“, mal mit „Untertan“ übersetzt.

Jasays Sprache ist aber nicht nur von Besonderheiten in der Terminologie be-
stimmt, sondern auch von Eigenarten in der Bildsprache und im Stil. Jasay ist in 
hohem Maße um die Eintracht von Sinn- und Klangbild der Sprache bemüht. Ein 
Übersetzer, der die Früchte dieser Mühewaltung in eine andere Sprache hinüberret-
ten will, hat nolens volens einen schweren Stand. Das gilt auch im Hinblick auf die 

1 „Anthony de Jasay has made a difference after his re-entry into the world of ideas. And …  
I am personally proud of the small part I played in the launching.“ (Buchanan (2007), S. 4).
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Vorliebe des Autors für komplexe Satzgebilde, die der Komplexität des Gedankens 
Rechnung tragen soll. Zwei Beispiele mögen diesen Umstand veranschaulichen. 

So heißt es z. B. im Hinblick auf Formen der Mischwirtschaft: „Auf dieser Stufe 
– die oft zustimmend ,Mischwirtschaft‘ genannt wird und einen zivilisierten Kom-
promiss zwischen komplementären Interessen der Privatinitiative und der gesell-
schaftlichen Kontrolle suggeriert – ist das Dickicht an Hindernissen, Wallmauern 
und Bunkern, wohin sich privates Unternehmertum zurückziehen kann, um, nicht 
ganz frei von Kosten, die Lebensgrundlage jener zu schützen, die, seien sie Eigen-
tümer oder nicht, die Gelegenheit haben, dem Staat die Stirn zu bieten, zwar hier 
und da gelichtet, aber nicht komplett gerodet.“

Und mit Blick auf die Interessenkonflikte des Staates und die Unfähigkeit des 
Staates, dieselben zu lösen, schreibt Jasay: „Hin und her geworfen zwischen dem 
vernünftigen Interesse, weiterhin die ,demokratischen Werte‘ zu schaffen, von de-
nen abhängig zu sein, die Empfänger sich selbst beigebracht haben, (und das Grup-
peninteresse, auf dessen Unterstützung der Staat nicht verzichten kann, weiterhin 
zumindest aufrechtzuerhalten, wenn nicht gar zu vergrößern), und dem gleicher-
maßen vernünftigen Interesse, eigentlich das Gegenteil zu tun und auf den zuneh-
menden Poujadismus zu reagieren, und auch auf die wachsende Frustration und 
Unregierbarkeit bei mehr oder weniger denselben Menschen und Interessen, dreht 
und windet sich der Staat und erklärt er in zusammenhangsloser Rhetorik seine 
eigene zusammenhangslose Entwicklung weg.“

Dort, wo die Komplexität des Gedankens auf die Neigung zu feiner und – gele-
gentlich – übersteigerter Ironie trifft, wird es für den Übersetzer besonders heikel. 
Dann muss er schon mal auf den Indikativ zurückgreifen, obwohl die Vorlage den 
Konjunktiv erfordert – oder umgekehrt. Diesen Kunstgriff aber braucht es, will 
man den ironischen Ton des Autors treffen; z. B. dort, wo es um die Durchleuch-
tung der charakterlichen Eigenschaften der künftigen Volksvertreter geht. Über sie 
schreibt Jasay: 

„Dank einer solchen Durchleuchtung ist es nun möglich, in freien und demokratischen 
Wahlen verantwortungsbewusste und nicht-demagogische Volksvertreter zu wählen. 
Weil sie gleichermaßen um das Wohlergehen ihrer Familien wie das ihres Landes be-
sorgt sind, kann man darauf vertrauen, dass sie (entweder aufgrund eines informellen 
Konsenses, einer formellen Koalition bzw. ,nationalen Front‘ und abhold kleinkarierter 
Parteirivalitäten) die verantwortungsvolle, nicht-demagogische Lenkung des Staates 
stärken und dem Staat die Sicherheit und Kontinuität seiner Amtszeit bescheren, die 
dieser braucht, um frei von Hast und Unbeständigkeit die Realisierung seiner Ziele zu 
verfolgen.“

Im Allgemeinen wurde jedoch von wohlmeinenden Änderungen abgesehen und 
alles vom Autor übernommen. Lediglich die Setzung der Anmerkungen entspricht 
den Gepflogenheiten des Verlags. Um den verlegerischen Vorgaben zu entspre-
chen, erwies es sich – wie auch schon beim 1. Band der Hayek-Schriftenreihe zum 
Klassischen Liberalismus – als notwendig, die vielen umfangreichen bibliographi-
schen Angaben, die ursprünglich in die Anmerkungen eingebunden waren, in ein 
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eigens dafür erstelltes Literaturverzeichnis zu übertragen. Dies wiederum ersparte 
das wiederholte Zitieren der Werke in den Fußnoten. Die stattdessen eingesetzten 
Kürzel aus Autor und Jahr beziehen sich auf die Angaben im Literaturapparat. Um 
Verwechslungen auszuschließen, die hier und da aufgrund mehrerer Publikatio-
nen eines Autors im selben Jahr denkbar gewesen wären, wurde gelegentlich der 
passende Titel der Veröffentlichung ergänzend genannt. Gleiches gilt, wo derlei 
Verwechslungen aus anderen Gründen möglich gewesen wären oder die Nennung 
des Titels sonstwie sinnvoll erschien. Sofern im Text Querverweise auf Unterka-
pitel im Buch auftauchten, wurden die gemeinten Unterkapitel durch Nummern 
angegeben, um langes Zitieren zu vermeiden, z. B. „Kap. 2.3“ statt „Kap. 2, Lizenz 
zum Flicken“. 

Größere Zitate, etwa die von Marx oder Engels, wurden nicht aus dem Eng-
lischen rückübersetzt, sondern nachgeschlagen und aus den Originalquellen, so-
weit zugängig, übernommen, um etwaige Irritationen beim Leser zu vermeiden. 
Dort, wo der Autor ausgiebig englischsprachige Klassiker der politischen Theorie 
zitiert – z. B. Rawls’ Theory of Justice –, wurde der Anschluss an bewährte Stan-
dardübersetzungen gesucht, bei Bedarf aber auch Abstand von diesen genommen. 
Sinnvoll erscheinende Abweichungen von etablierten Übersetzungen können auch 
Irritationen auslösen. Um dieser Folge vorzubeugen bzw. um dem Leser die Über-
prüfung unserer Vorschläge zu ermöglichen, wurden die vom Autor gesetzten Sei-
tenreferenzen zum englischsprachigen Original beibehalten.

Anthony de Jasay hat seine Abhandlung über den Staat vor nunmehr 35 Jahren 
geschrieben. Aber sowohl in ihrer Allgemeingültigkeit als auch in ihrer treffsi-
cheren Vorhersage der Entwicklungen, die der demokratische Staat nimmt, ist sie 
aktueller denn je. Das gilt z. B. im Hinblick auf die totalitären Tendenzen des Staa-
tes, zu denen Jasay schreibt: „Gleichwohl argumentiere ich aber dafür, dass es in 
einem höheren, ,strategischen‘ Sinn von Rationalität, der vom ,taktischen‘ Sinn der 
optimalen Anpassung zu unterscheiden ist, für den Staat generell rational ist, mehr 
statt weniger totalitär zu werden, sofern er damit durchkommt, d. h., sofern er dort 
noch die Zustimmung der Mehrheit bekommt, wo er sie immer noch braucht. In 
einer Demokratie ist es auch für den Rivalen der Macht rational, eine totalitärere 
Alternative vorzuschlagen, wenn diese, obwohl für die Minderheit unattraktiver, 
der Mehrheit attraktiver zu sein scheint.“

Gleiches gilt aber auch in Bezug auf die wahrnehmbare Angleichung der Wahl-
programme, mit denen die etablierten demokratischen Parteien um die Macht zu 
ringen pflegen. Im Hinblick auf sie kommt Jasay zu einer recht nüchternen und 
wenig ermutigenden Erkenntnis: „Trotz aller Künstlichkeit bringen die Beobach-
tungen zur Arbeitsweise unserer schematisierten Darstellung der Wahldemokratie 
doch mehr zutage, als das bloße Betrachten des Räderwerks es je könnte. Sie be-
stärken auf die einfachste nur denkbare Art eine Annahme, die intuitiv einleuchtet: 
Materielles Interesse alleine reicht nicht aus, um vorherzubestimmen, welchem 
der Konkurrenten die Macht zuerkannt wird, weil diese, wenn auch unter unter-
schiedlichen Flaggen, zu guter Letzt im Kern um dieselben Interessen buhlen, 
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und das mit so ziemlich denselben Gewinnaussichten. Vertrauter ist man wohl mit 
der entsprechenden ,Konvergenz der Programme‘, also der Tendenz (die manche 
für eine Stärke der Demokratie halten), die Bandbreite, innerhalb derer politische 
Maßnahmen (und die Erscheinungsbilder der um hohe Ämter buhlenden Kandi-
daten) wählbar bleiben, einzuengen. Die Rückseite der Medaille ist natürlich die 
Klage der Nonkonformisten, dass die Wahldemokratie echte und unterscheidbare 
Alternativen ausschließe. Es ist das Prinzip der öffentlichen Wahl, dass am Ende 
wenig zu wählen übrig bleibt.“

Mir bleibt am Ende noch zu danken; zum einen der Friedrich August von Hayek- 
Stiftung für ihre großzügige Unterstützung bei der Übersetzung und Herausgabe 
dieses Buches; zum anderen Liberty Fund, Inc., für die freundliche Genehmigung, 
eine deutsche Ausgabe jener Auflage von The State herauszubringen, die Liberty 
Fund 1998 vorgelegt hat und die sowohl das Vorwort als auch die Anmerkung des 
Autors enthält, die dieser 12 Jahre nach Erscheinen der Urfassung hinzugefügt hat. 
Der größte Dank gebührt natürlich dem Urheber dieses Werkes, Anthony de Jasay. 
Seine Zustimmung hat die vorliegende Übersetzung erst möglich gemacht.

Hardy Bouillon



Vorwort

Obwohl dieses Buch sich an die Politische Philosophie, Ökonomie und Ge-
schichte anlehnt, so tut es dies doch in einer Weise, dass es auch für den allgemein 
interessierten Leser, an den es sich hauptsächlich richtet, zugänglich ist. Sein zen-
trales Thema – wie Staat und Gesellschaft interagieren, um sich gegenseitig zu 
enttäuschen und im Elend zurückzulassen – dürfte eine recht breite Öffentlichkeit 
an Regierenden wie auch Regierten angehen. Die meisten Argumente sind einfach 
genug gehalten, um bei ihrer Darlegung auf die Präzision und den technischen Ap-
parat verzichten zu können, den schon kaum die Fachleute verkraften, geschweige 
denn genießen können.

Wenn schon nicht andere Gründe, so werden doch das Ausmaß des Themas und 
mein etwas unorthodoxer Ansatz dafür sorgen, dass der fachkundige Leser meinen 
wird, viele Teile der Argumentation bedürften der Ausführung, Verfeinerung oder 
gar Widerlegung. All das ist im Sinne der Sache, denn selbst dann, wenn ich es 
wollte, könnte ich doch nicht verbergen, dass mein Anliegen weder war, das letzte 
Wort zum Thema zu haben, noch die größtmögliche Zustimmung zu erheischen.

Der Leser und ich schulden I.M.D. Little Dank für seinen prüfenden Blick auf 
große Teile des ursprünglichen Entwurfs. Es ist aber nicht sein Fehler, sollte ich an 
einigen meiner Fehler festgehalten haben.

Frankreich, 1997 Paluel
Seine Maritime





Anmerkung des Autors

Der Staat handelt von der intrinsischen Natur der politischen Macht, die ange-
sichts wechselnder Verhältnisse gleich bleibt und den Weg vorschreibt, auf dem die 
Regierungsformen sich entwickeln, anstatt von diesen bestimmt zu werden.

Die Logik, politische Macht auszuüben, ist dieselbe Logik wie jene, die über-
all dort herrscht, wo man durch das Treffen von Entscheidungen etwas erreichen 
möchte. Vernünftige Lebewesen haben Ziele, die sie zu erreichen versuchen, und 
sie verwenden die ihnen verfügbaren Mittel so darauf, wie es ihrer Meinung nach 
der Erreichung dieser Ziele bestmöglich dient. Der Staat verfügt über eine beson-
dere Art von Mitteln, nämlich die Macht über das Verhalten seiner Bürger, die in 
ihren jeweiligen Anwendungsformen von den meisten als legitim akzeptiert wird. 
Welche Ziele er auch immer haben mag – sie mögen moralisch vorbildlich sein oder 
nicht, den Bürgern zu Gute kommen oder nicht – der Staat kann sie vollständiger 
umsetzen, wenn er mehr Macht hat statt weniger. Gemäß dem Rational-Choice- 
Paradigma, dem die diszipliniertere Hälfte der Sozialwissenschaften folgt, maxi-
miert der Konsument „Befriedigung“, das Wirtschaftsunternehmen „Profit“ und 
der Staat „Macht“.

Dem Staat einen rationalen Verstand und Ziele, die er zu maximieren trachtet, 
zuzuschreiben, hat seit der Erstausgabe von Der Staat so einiges an Erstaunen, 
Kritik, ja sogar Unverständnis ausgelöst. Mein Forschungsansatz war recht schwer 
mit den eher konventionellen Ansätzen in Einklang zu bringen. Folgt man den 
eher herkömmlichen Sichtweisen, dann hält der Prinz die Macht in treuen Händen, 
ist die moderne Regierung der Agent der Gewinnerkoalition und dient ein Bün-
del von Berufspolitikern Sonderinteressen, und zwar im Austausch gegen Geld, 
Vergnügen und Ruhm. Mein Forschungsansatz hingegen sah keine Rolle für den 
Gesellschaftsvertrag vor und ließ keinen Platz für das Gemeinwohl. Aber vor allem 
behandelte er den Staat, ein Geflecht von Institutionen, als wäre dieser eine Person 
mit einem Verstand.

Wenn man nun so argumentiert, als ob dies der Fall wäre, dann erzeugt das eine 
„Simulation“, eine Art schematischer Geschichte. Deren Kraft bei der Erklärung 
und Vorhersage komplexer Entwicklungen durch Offenlegung der Wirkungswei-
sen einfacher und dauerhafter Ursachen rechtfertigt vielleicht den Bruch mit der 
herkömmlichen Sichtweise.

Das Buch prophezeit, dass der Diener-Staat durch unaufhaltsames Ausdehnen 
der kollektiven Sphäre auf Kosten der Privatsphäre stets danach strebt, zu einem 
totalitären Herrscher-Staat zu werden. Ein paar Jahre nach seiner Ersterscheinung 
wurden wir jüngst Zeuge eines gründlich misslungenen Versuchs totalitärer Herr-
schaft. Gemeint ist der Zusammenbruch des sozialistischen Regimes in Russland 
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und seinen Satellitenstaaten. Es ist schwer zu sagen, was dieser Kollaps widerlegt, 
sollte er überhaupt etwas widerlegen. Muss der Versuch am Ende immer scheitern? 
Ich sehe keinen überzeugenden Grund, warum dies in der einen oder anderen Wei-
se immer so sein sollte. Genauso wenig muss er immer bis ans Ende gehen, um 
Korruption und Atrophie gesellschaftlicher Werte in Gang zu setzen.

Mai 1997 Anthony de Jasay
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Einleitung

Was würden Sie tun, falls Sie der Staat wären?

Es ist eigenartig, dass die Politische Theorie spätestens seit Machiavelli prak-
tisch aufgehört hat, diese Frage zu stellen. Sie hat viel darüber nachgedacht, was 
der einzelne Staatsbürger, eine Klasse oder die ganze Gesellschaft aus dem Staat 
herausholen kann, und wie es um die Legitimität seiner Befehle bestellt ist, und um 
die Rechte, die der Einzelne angesichts dessen behält. Sie befasste sich mit dem Ge-
horsam, den die hoffnungsvollen Nutzer jenem Staat schulden, dessen Dienste sie 
in Anspruch nehmen; die Art ihrer Mitwirkung, um den Staat in Gang zu halten, 
und die Wiedergutmachung, welche die Opfer verlangen können, falls er einmal 
nicht funktionieren sollte. Sie alle sind Angelegenheiten von vitalem Interesse und 
werden mit der Zeit und mit der Größe, die der Staat im Vergleich zur bürgerlichen 
Gesellschaft annimmt, immer wichtiger. Reicht es jedoch aus, sie alleine aus der 
Sicht des Staatsbürgers zu behandeln, was er braucht, will, kann oder tun sollte? 
Würde unser Verständnis nicht an Vollständigkeit gewinnen, wenn wir nicht auch 
sehen könnten, wie sie aus Sicht des Staates ausschauen?

Das vorliegende Buch ist der Versuch, dies zu tun. Trotz aller Risiken, Instituti-
onen mit Personen zu verwechseln, und trotz aller Schwierigkeiten, die entstehen, 
wenn man vom Prinzen zu dessen Regierung übergeht, entscheidet es sich dazu, 
den Staat wie eine reale Entität zu behandeln; als ob dieser einen Willen hätte und 
in der Lage wäre, vernünftige Entscheidungen darüber zu treffen, wie die Mittel zu 
den Zielen passen. Es versucht also zu erklären, wie der Staat sich gegenüber uns 
verhält, und zwar in dem Sinne, dass man bei der Betrachtung der sich aneinan-
derreihenden historischen Situationen wissen will, was er vermutlich getan hätte, 
falls er in der Lage gewesen wäre, die ihm unterstellten Ziele rational zu verfolgen.

Aus Sicht des jungen Marx steht der Staat im „Gegensatz“ zur bürgerlichen 
Gesellschaft und „überwindet“ sie. Er sprach von dem „allgemeinen weltlichen Wi-
derspruch zwischen dem politischen Staat und der bürgerlichen Gesellschaft“ und 
behauptete: „In Zeiten, wo der politische Staat als politischer Staat gewaltsam aus 
der bürgerlichen Gesellschaft heraus geboren wird, … , kann und muß der Staat bis 
zur Aufhebung der Religion, bis zur Vernichtung der Religion fortgehen, aber nur 
so, wie er zur Aufhebung des Privateigentums, zum Maximum, zur Konfiskation, 
zur progressiven Steuer, wie er zur Aufhebung des Lebens, zur Guillotine fort-
geht.1 An anderen vereinzelten Stellen, vor allem in „Die Heilige Familie“ und 
„Der achtzehnte Brumaire“, fuhr er damit fort, den Staat als eine autonome Entität 

1 Marx, Die Judenfrage, S. 355, 363, 357.
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darzustellen, die ihren eigenen Weg geht, ohne indes eine Theorie dafür zu bie-
ten, warum dieser in „Überwindung“, „Konfiskation“ und „Widerspruch“ münden 
muss und der autonome Staat ein Widersacher der Gesellschaft ist.

Als Marx dann dazu überging, sein System zu errichten, stieß er ins selbe Horn 
wie der Kanon der politischen Theorie, dessen Gemeinsamkeit es ist, den Staat 
hauptsächlich als ein Instrument zu betrachten. Für den gereiften Marx, und noch 
viel mehr für Engels, Lenin und die sozialistische Schule, die sie nach wie vor 
inspirieren, wurde der Staat somit zu einem Werkzeug, das den Interessen der herr-
schenden Klasse diente und ihr die Vorherrschaft sicherte.

Auch für die Mehrheit der nicht-sozialistischen Theorien ist der Staat ein Instru-
ment und dazu konstruiert, seinen Nutznießern zu dienen. Man betrachtet ihn als 
allgemein harmlos; entworfen, um die Zwecke anderer zu befördern. Seine Gestalt 
als Werkzeug, die Arbeiten, die er erledigt, und die Identität der Nutznießer mögen 
variieren, aber der instrumentelle Charakter des Staates ist allen Hauptströmungen 
modernen politischen Denkens gemeinsam. Für Hobbes wahrt er den Frieden, für 
Locke erhält er das Naturrecht auf Freiheit und Eigentum, für Rousseau realisiert 
er den allgemeinen Willen, und für Bentham und Mill ist er das Mittel, das die 
gesellschaftlichen Verhältnisse verbessert. Für die Liberalen unserer Zeit überwin-
det er das Unvermögen der privaten Interessen, spontan zu kooperieren. Er zwingt 
sie, kollektiv bevorzugte Mengen an öffentlichen Gütern, wie öffentliche Ordnung, 
Verteidigung, saubere Luft, geteerte Straßen und allgemeine Bildung, zu produzie-
ren. Wenn man öffentliche Güter sehr weit fasst, dann ermöglicht sein Zwang der 
Gesellschaft auch, Verteilungsgerechtigkeit oder, schlicht, allgemeine Gleichheit 
zu erzielen.

Gewiss gibt es auch weniger blauäugige Varianten dieser instrumentellen 
Sichtweise. Für die Schule der „nicht-marktlichen Entscheidungen“ bzw. „Public 
Choice“-Schule führen die Interaktionen privater Entscheidungen mithilfe des Staa-
tes zur Überproduktion öffentlicher Güter, aber auch zu anderweitigen Fehlversu-
chen, gewünschte Ergebnisse zu erzielen.2 Die „Public Choice“-Schule befasst sich 
mit der Unhandlichkeit des Staates als Werkzeug, d. h. mit dessen Möglichkeiten, 
einer Gesellschaft zu schaden, die ihn zur Hand nehmen will. Nichtsdestotrotz ist 
der Staat ein Werkzeug, obgleich ein schadhaftes.

Was aber ist schadhaft, fehlerhaft entworfen und ein Geburtsfehler? Und was 
innere Beschaffenheit? Degeneriert Platons Republik auf dem Weg von der Demo-
kratie zur Despotie? Oder entspricht sie dabei ihren eigenen Zwecken?

*
Der erste Schritt zu einem angemessenen Verstehen des Staates ist, über ein 

Leben ohne ihn nachzudenken. Wenn wir uns ein Beispiel an Rousseau nehmen, 

2 Wie einer der Gründer dieser Schule einmal sagte, handelt die Wohlfahrtsökono-
mie vom Versagen des Marktes und die Public Choice Theorie vom Versagen der Staates 
(Buchanan (1975), Kap. 10). Man beachte aber den davon abweichenden Kurs bestimmter 
Public Choice-Theoretiker, auf den wir in Kapitel 4 (Anm. 187) Bezug nehmen.
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dann tendieren wir unnötigerweise dazu, den Naturzustand mit den Wilden und 
vielleicht nicht allzu hellen Jägern zu Beginn der Menschheitsgeschichte gleich-
zusetzen. Es ist zu einem anerzogenen Reflex geworden, ihn als eine frühe, pri-
mitive Stufe der Zivilisation anzusehen und davon auszugehen, dass es für eine 
fortschrittliche Zivilisation notwendig ist, einen Staat zu bilden und ihn einzufor-
dern. Das mag so sein, wenn man das Ganze als empirische Frage auffasst. Logisch 
betrachtet, kann man dies keineswegs aus dem schließen, was den Naturzustand 
als einziges notwendigerweise auszeichnet; nämlich, dass in ihm die Teilnehmer 
ihre Souveränität nicht abtreten. Niemand hat ein Gewaltmonopol erhalten; alle 
behalten ihre Waffen. Dieser Zustand muss nicht im Widerspruch zu irgendeiner 
Zivilisationsstufe stehen, weder zu einer früheren, noch zu einer späteren.

Die Nationalstaaten befinden sich in einem Naturzustand und zeigen keinerlei 
Neigung, die Souveränität in einem Superstaat zu bündeln. Im Gegensatz zu dem, 
was Hobbes angeblich implizit annahm, schaffen es die meisten von ihnen, Krie-
ge auf lange Zeit zu vermeiden. Sie kooperieren sogar im bewaffneten Frieden, 
und zwar sehr auffallend und tapfer im internationalen Warentausch, Investment 
und Kreditgeschäft, trotz aller Risiken der Souveränität. Die Theorie des Gesell-
schaftsvertrages würde für all diese Bereiche vorhersagen, dass es auf internati-
onaler Ebene Diebstahl, Betrug, Konfiskation und ein Verhalten auf Kosten der 
Nachbarn gäbe und der Vertrag nur ein wertloses Stück Papier wäre. In Wirklich-
keit bricht die internationale Zusammenarbeit nicht zusammen, und das, obwohl 
es keinen Superstaat gibt, der Verträge über die nationale Gerichtsbarkeit hinweg 
durchsetzt. Wenn überhaupt, dann bewegen sich die Dinge in entgegengesetzter 
Richtung. Die internationalen Beziehungen nähren eher die Zweifel an der gängi-
gen Meinung, dass die Menschen im Naturzustand kurzsichtige Einfaltspinsel in 
Tierhäuten waren, die sich gegenseitig mit dem Knüppel auf den Kopf schlugen. 
Stattdessen gibt es vielmehr Grund zur Annahme, dass mit dem Fortschreiten der 
Zivilisation der Naturzustand immer tragfähiger wird. Die Angst vor der hoch-
entwickelten Aufrüstung könnte sich für die kriegerische Enthaltsamkeit als sehr 
potent erweisen und die Menschen weit besser vor einem „ekelhaften, tierischen 
und kurzen Leben“ bewahren, als es die Superstaaten der Geschichte, wie Rom, 
das Karolingische Reich oder das Britische Weltreich, konnten; allerdings dürfte 
es zu früh sein, dies jetzt schon zu sagen.

Wie Menschen und Gruppen sich im Naturzustand entwickeln, ist weitaus 
schwerer zu beurteilen als die Entwicklung, die sie als Teil einer Nation nehmen. 
Der zivilisierte Mensch lebt schon zu lange als Untertan des Staates. Mithin ha-
ben wir keine Gelegenheit festzustellen, wie gut er mit anderen im Naturzustand 
kooperieren würde. Empirisch betrachtet, können wir noch nicht einmal so tun, 
als ob wir beurteilen könnten, welchen Unterschied es macht, wenn man einen 
Staat hat. Würden die Menschen die Verträge in Ehren halten, wenn kein Erzwin-
gungsbevollmächtigter da wäre, der das Gewaltmonopol in letzter Instanz hätte? 
Für gewöhnlich sagt man, dass gesellschaftliche Kooperation auf freiwilliger Basis 
nicht aufrechterhalten werden kann, weil jeder nur will, dass alle anderen zu ih-


